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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Dr. Gerhard Hopp, Alexander Flierl, Tanja 
Schorer-Dremel, Martin Wagle, Volker Bauer, Dr. Andrea Behr, Franc Dierl, Leo 
Dietz, Alex Dorow, Karl Freller, Sebastian Friesinger, Thomas Holz, Andreas 
Kaufmann, Dr. Petra Loibl, Peter Wachler CSU, 

Florian Streibl, Felix Locke, Ulrike Müller, Tobias Beck, Martin Behringer, 
Dr. Martin Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, 
Wolfgang Hauber, Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Marina Jakob, Michael 
Koller, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian Lindinger, Rainer Ludwig, 
Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, Julian Preidl, Anton Rittel, Markus 
Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi Schmidt, Roswitha Toso, Roland 
Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix Freiherr von Zobel, Thomas Zöller 
und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Subsidiarität 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2019/631 in Bezug auf CO2-Emissionsnormen für 
neue leichte Nutzfahrzeuge und die Fahrzeugkennzeichnung sowie zur Aufhe-
bung der Richtlinie 1999/94/EG;  
COM(2025) 995 final 
BR-Drs. 68/26 
Drs. 19/10791, 19/11075 

Der Landtag stellt fest, dass gegen den Vorschlag für eine Verordnung des Europäi-
schen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/631 in Be-
zug auf CO2-Emissionsnormen für neue leichte Nutzfahrzeuge und die Fahrzeugkenn-
zeichnung sowie zur Aufhebung der Richtlinie 1999/94/EG (COM(2025) 995 final;  
BR-Drs. 68/26) Verhältnismäßigkeitsbedenken bestehen. 

Der Landtag schließt sich der Auffassung der Staatsregierung an und lehnt den Verord-
nungsvorschlag in seiner derzeitigen Ausgestaltung ab. Die Staatsregierung wird auf-
gefordert, bei den Beratungen des Bundesrates auf die Verhältnismäßigkeitsbedenken 
hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass diese Bedenken Eingang in den Beschluss 
des Bundesrates finden. 

Der Beschluss des Landtags wird unmittelbar an die Europäische Kommission, das  
Europäische Parlament, den Ausschuss der Regionen und den Deutschen Bundestag 
sowie an die Abgeordneten des Europäischen Parlaments für Bayern übermittelt. 
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Die Präsidentin 

Ilse Aigner 

 

 


